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Wie können Unternehmungen in die 
politische Umwelt integriert werden? 
Zu einem internationalen Symposium in St. Gallen - von lic. oec. Fritz Ospelt 
An der Hochschule St. Gallen fand 
diese Woche das vierte Internatio
nale Managementgespräch statt. 
Unternehmer, Wissenschaftler und 
Politiker kamen zusammen um sich 
über das Tagungsthema «Unterneh
mung und Staat» zu befassen. Ziel 
der Konferenz war, die ganze Pro
blematik zu vertiefen und für das 
Verhälinis von Unternehmung und 
Staat ein Leitbild zu erarbeiten. 

Schutz-
Impfungen 
Ein Aufruf des Landesphysikusl 
Heute Samstag werden in allen 
liechtensteinischen Gemeinden 
Schluckimpfungen durchgeführt. 
Die Impfungen gelten als Wieder
holungsimpfungen für alle Perso
nen, die älter sind als vier Jahre 
und bereits einmal gegen Kinder
lähmung geimpft wurden. Es sind 
jedoch auch alle jene Kinder, Ju
gendlichen und Erwachsenen zur 
Impfung aufgerufen, die bisher 
noch nie geimpft wurden und zwi
schen vier und vierzig Jahren alt 
sind. 

Während die Wiederholungsimp
fung nur  einmal vorgenommen 
wird, müssen erstmalige Geimpfte 
die Schutzimpfung innerhalb von 
sechs Wochen wiederholen u m  den 
gewünschten Impfschutz zu erzie
len. Für die Wiederholungsimpfun
gen sind die vorhandenen Impfkar
ten mitzubringen. 

Die Schutzimpfungen gegen Kin
derlähmung werden heute Samstag
nachmittag zu folgenden Zeiten 
durchgeführt: B a 1 z e r s 14.00 bis 
15.00 Uhr in der Praxis Dr. Alban 
Vogt. — T r i e s e n 13.30 bis 15.00 
Uhr im Schulhaus — T r i e s e n -
b e r g 15.30 bis 16.30 Uhr im Schul
haus — V a d u z  14.00 bis 15.00 
Uhr im Rathaus — S c h a a n  15.00 
bis 16.00 Uhr im Schulhaus Rebera 
— P l a n k e n  14.30 bis 15.00 Uhr 
im Schulhaus — E s c h e n  14.00 
bis 15.00 Uhr im Jungendzimmer 
des Gemeindehauses — N e n -
d e l n  15.00 bis 15.30 Uhr im Schul
haus — M a u r e n  17.15 bis 18.00 
Uhr im Jugendhaus — S c h a a n -
w a 1 d 16.30 bis 17.10 Uhr im Schul
haus — G a m p r i n  14.30 bis 15.00 
Uhr im Schulhaus — R u g g e 11 
15.00 bis 15.30 Uhr im Schulhaus 
und in S c h e l l e n b e r g  15.30 bis 
16.00 Uhr im Schulhaus. 

Der Landesphysikus bittet um Be
achtung der auch im Anzeigenteil 
der heutigen Ausgabe veröffent
lichten Impftermine in  den ver
schiedenen Gemeinden. 

Zusammenspiel vom Individuum 
Gesellschaft, Wirtschaft und Staat 
Prof. Siegwart, als Rektor-Gastge-
ber de r  Tagung, wies auf die Aktua
lität des Themas, auf das Bezie
hungsgeflecht zwischen Unter
nehmung und Staat hin. Sodann 
richtete der schweizerische Bun
deskanzler, Dr. K. Huber, eine kur
ze Grussbotschaft der Landesregie
rung a n  die Teilnehmer. Er wies 
darauf hin, dass die ungelöste 
soziale Frage den Staat veranlasse, 
aus seiner Zurückhaltung herauszu
treten. Moderne Unternehmertätig
keit könne nur noch in der Verant
wortung gegenüber den Zusam
menhängen in menschlichen, wirt
schaftlichen, politischen und sozia
len Bereichen sinnvoll betrieben 
werden. Heute sei kein Platz mehr 
für solche Philosophien, die Staat 
und Unternehmung gegeneinander 
abkapseln. Es bedürfe eines ver
ständnisvollen Zusammenspieles 
vom Individuum Gesellschaft, Wirt
schaft und Staat. Im Zusammen
hang mit der Diskrepanz zwischen 
Politik und wirtschaftlicher Realität 
leitete der Bundeskanzler auf die 
zentrale Frage über: «Wie können 
die multinationalen Unternehmun
gen in ihre politische, gesellschaft
liche und soziale Umwelt integriert 
werden?» Dabei konnte natürlich 
kein Rezept vorgestellt werden, der 
Ruf, dass in der  Politik 
vermehrt nach Leitbildung gear
beitet werden müsse und dass eine 
gewisse Planung unerlässlich sei, 
entsprechen vielmehr der Erkennt
nis, dass die Politik in der Vergan
genheit doch allzu oft sich auf das 
Reagieren beschränkt habe und 
dass das Regieren zu kurz gekom
men sei, Ist das nicht eine harte 

«Unternehmung und Staat» 
A m  Montag begann an  der Hochschule  St.Gallen das 4. Internationale Management-
Gespräch, w e l c h e s  d ieses  Jahr z u m  Thema «Unternehmung und Staat» gehal ten  
wurde. A n  der Tagung nahmen berühmte Persönlichkeiten aus  Politik und Wirt
schaft teil. Unser Bild s e i g t  den Briten Sir Geoffrey Vickers, früheres Mitglied d e s  
British Coail Boar'i. f 

Selbsterkenntnis /des Bundeskanz
lers? Wie würde eine solche Selbst
erkenntnis unserer Regierung lau
ten; regiert unsere Regierung genü
gend oder beschränkt sie sich allzu 
oft auf das Reagieren? 

Im Verlaufe der Tagung kamen 
namhafte Persönlichkeiten zu Wort, 
wie beispielsweise Prof. O. Sik, der 
über Ost- Westbeziehungen sprach, 
Prof. Petrilli, Präsident der IRI, der 
über staatseigene Unternehmungen 
referierte. Wohl der bekannteste 
Redner war Prof. Biedenkopf. Er 
versuchte eine Funktionsaufteilung 
zwischen Staat und Unternehmung 
ordnungspolitisch darzustellen und  
die Frage zu beantworten: 
Welche Aufgaben 

fallen dem Staate, welche den 
Unternehmungen zu? 

Diese Frage versucht e r  mit dem 
ordnungspolitischen Konzept der 
Demokratie und der freien Markt
wirtschaft zu beantworten. Sein Lö
sungsansatz führt über  die Organi
sation des Entscheidungsprozesses; 
z. B. die Frage, was  soll wo produ
ziert werden? Wer  entscheidet das? 
Kann das nur der Staat entscheiden, 
oder soll diese Entscheidung dem 
Unternehmer überlassen werden? 
Die Organisation dieses Problems 
ist umso wichtiger, da  unsere Um
welt (Rohstoffe, Menschen) 
schliesslich nicht unendlich gross 
ist, sondern sehr beschränkt. Wenn 
diese Frage mehr oder weniger dem 

Absage an einen gewissen 
o o 

Monumentalismus 
Zur Abstimmung über das Volksschulprojekt Nendeln 
Wenn am Sonntag die Eschner Stimmbürger sich mehrheitlich für den Bau 
der Schule Nendeln aussprechen, kann die Gemeindevertretung einen 
zweifachen Sieg für sich buchen. Einmal ist das Siegreiche darin zu 
suchen, dass mit der Ablehnung des Wettbewerbprojektes innerhalb des 
Gemeinderates der Sprung über den eigenen Schatten vollauf gelungen 
ist. Fürs andere darf die Vorlage einer neuen Lösung als deutliche Ab
sage an einen gewissen Monumentalismus beim Bau öffentlicher Gebäude 
gelten; zugleich auch als Hinwendung zu einem praktischen Realismus. 

Ermöglicht wurde dies durch eine 
Finanzverknappung auf kommuna
ler Ebene, indem die Gemeinde auf
grund längerfristiger, finanzintensi
ver Bauvorhaben zum Masshalten 
gezwungen war. Mithin ist es eher 
ein Zwang denn ein Hang zum Rea
lismus. 

Das Begleitschreiben der Ge-
meindevorstehung drückt denn 
auch ohne Umscheife aus, dass ein 
«bescheideneres Projekt» als das 
aus dem Wettbewerb hervorgegan
gene in Auftrag gegeben worden 
sei. Den Durchbruch brachte 
schliesslich ein Architekturbüro 
aus Vorarlberg — was durchaus 

nicht überraschen kann. Eher über
raschend ist die Tatsache, dass die 
Preisträger des Wettbewerbs ein 
zweites Projekt einbrachten, das 
dem Raumprogramm des  ersten ent
sprach und in den Kosten genauso 
mithalten konnte. Mit  dem Kompro-
miss einer Architektengemeinschaft 
wurden allfällige optische Unregel
mässigkeiten überpinselt. Doch dies 
ist nicht das Problem. Es wurde j a  
gelöst. Das Grundproblem liegt in 
der Grundkonzeption d e r  Baupo
litik öffentlicher Bauten. Mit Wett
bewerben wird nicht n u r  der Plura
lismus der Ideen und Möglichkeiten 
gesteigert, sondern auch eine Ko
stenexplosion subventioniert und 

gefördert. Ein bescheidenes Projekt, 
massvoll in Gestaltung und Preis, 
hat zum vornherein keine Chance. 
Dass jedoch die Möglichkeit der 
Reduzierung der Kosten durch eine 
Straffung der Bauweise besteht, ha t  
der vorliegende Fall — ausserhalb 
eines Wettbewerbes — bewiesen. 
Und zwar enorm: Die Reduktion 
gegenüber dem Erstprojekt beträgt 
rund 4 Millionen. Die Kosten wur
den beinahe um die Hälfte gesenkt. 

Auf die Dauer wird sich diese 
Methode nicht durchsetzen lassen. 
Deshalb wäre es angezeigt, nach 
Mitteln und Wegen zu suchen, um 
künftig derartige Pannen zu verhin
dern. Ein Präjudiz wurde geschaf
fen. Es auszunützen, um einen Be
rufsstand weiterhin zu desavouie
ren, erscheint ungerecht. Die 
Lösung liegt eher in der Ueberar-
beitung der bislang gültigen Regeln 
zur Projektierung öffentlicher Bau
ten. Doch mit einem ist es sicher 
jetzt schon vorbei: Das Geld wird 
nicht mehr sinnlos in schöne 
mauern investiert! (Günther Meier) 

Zufall überlassen wird, zeigt sich, 
wie bei uns, ein unterschiedlich ho
hes Wachstum der verschiedenen 
Wirtschaftssektoren (Industrie, 
Handel v und Gewerbe, Dienstlei
stung). 

Liechtensteinische Aspekte 
der Beziehungen Unternehmung 
und Staat 

Vor dem Jahre 1947 hatte die Ge
werbegenossenschaft die Interessen 
von Industrie und Gewerbe wahr
genommen. 1947 wurde, hauptsäch
lich auf Antrag von Kommerzienrat 
Gustav Ospelt, die heutige Indu
striekammer als freiwillige Organi
sation gegründet. Wenn in der 
Schweiz die Industrie durch eine 
eigene Standespartei direkt in der 
Politik vertreten ist und die Ver
bände, wie z. B. der Vorort- und Ar
beitgeberverband, bei jeder Ausar
beitung eines Aussenhandelsvertra-
ges teilnimmt, so darf behauptet 
werden, dass man bei der liechten
steinischen Industriekammer und 
der Gewerbegenossenschaft nur  
von einer Brücke zwischen Staat 
einerseits und Industrie und Ge
werbe andererseits sprechen kann. 

Woher  leiten eigentlich die Un
ternehmer ihr Tun ab? In einer De
mokratie mit dem System der freien 
Marktwirtschaft leitet der  Unter
nehmer seine Funktionen vom 
Staate ab, nämlich 
• von der Rechtsordnung und 
• von  der staatlichen Wirtschafts

planung 
Der Präsident der liechtensteini

schen Industriekammer, Toni Hilti, 
hat in einem Vortrag mit Recht auf 
die mangelnde Wirtschaftsplanung 
hingewiesen. Es gilt, dem schon 
längere Zeit bestehenden Abhän
gigkeitsverhältnis von  Staat und  
Unternehmung in dem Masse ver
mehrt Rechnung zu tragen, dass 
versucht wird, die Gemeinsamkei
ten von Staat und Unternehmung 
auszuarbeiten, gemeinsame Ziele zu 
formulieren, um auf diese Weise  
gemeinsam zu einem sogenannten 
Leitbild zu gelangen. 

Unbequeme 
Kritik? 
Oder: Wenn man einem grossen 
Herrn vor dem Licht steht 
Wie würden S i e handeln, sehr ver
ehrte Leserinnen und Leser, wenn 
Sie als Redaktor mit folgender Si
tuation konfrontiert wären: Innert 
kurzer Zeit häufen sich die Klagen 
von Bürgern, deren Kreditgesuche 
für private Wohnbauvorhaben, selbst 
für solche die unter das Eigenheim
förderungsgesetz fallen, ablehnend 
beschieden werden? Mit dem nega
tiven Bescheid der Landesbank in 
der einen, und dem Bericht aus der 
Landtagssitzung in der anderen 
Hand, fragen sie enttäuscht, warum 
denn ausgerechnet bei Ihnen mit 
den (noch nicht einmal verordneten) 

Fortsetzung auf S/2 


